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Allgemeine Einkaufsbedingungen 
der Schaufler Tooling GmbH & Co. KG 

(Stand 21. August 2020) 
 
 

§ 1 Allgemeines, Geltungsbereich 
(1) Diese Allgemeinen Einkaufsbedingungen gelten für alle 

Abschlüsse von Kaufverträgen und Werkverträgen, bei 
denen wir als Käufer bzw. Auftraggeber auftreten. Unsere 
Allgemeinen Einkaufsbedingungen gelten ausschließlich. 
Entgegenstehende oder von unseren Einkaufs-
bedingungen abweichende Bedingungen des Lieferanten 
erkennen wir nicht an, es sei denn, wir hätten ausdrücklich 

schriftlich (Textform gemäß § 126 b BGB genügt) ihrer 
Geltung zugestimmt. Unsere Einkaufs-bedingungen gelten 
auch dann, wenn wir in Kenntnis entgegenstehender oder 
von unseren Einkaufs-bedingungen abweichender 
Bedingungen des Lieferanten die Lieferung des 
Lieferanten vorbehaltlos annehmen. 

(2) Alle Vereinbarungen, die zwischen uns und dem 
Lieferanten zwecks Ausführung dieses Vertrages getroffen 
werden, sind in diesem Vertrag schriftlich (Textform 
gemäß § 126 b BGB genügt) niederzulegen. 

(3) Unsere Einkaufsbedingungen gelten nur gegenüber 
Unternehmern gemäß § 310 Abs. 1 BGB. 

(4) Unsere Einkaufsbedingungen gelten auch für alle 
künftigen Geschäfte mit dem Lieferanten. 

 
§ 2 Angebot, Angebotsunterlagen 

(1) Es gilt allein der Inhalt unserer schriftlichen 
Bestellungen. Mündlich erteilte Aufträge oder 
Nebenabreden erlangen erst durch unsere schriftliche 
Bestätigung Gültigkeit (Textform gemäß § 126 b BGB 
genügt jeweils). 

(2) Der Lieferant ist verpflichtet, unsere Bestellung innerhalb 
einer Frist von 2 Wochen durch schriftliche Bestätigung 
(Textform gemäß § 126 b BGB genügt) und Rücksendung 
unseres Bestellformulars anzunehmen. Nach Ablauf 
dieser Frist sind wir an unseren Auftrag nicht mehr 
gebunden. Erfolgt in diesen Fällen durch uns kein 
Widerruf, so kommt der Auftrag mit Ablieferung der 
Liefergegenstände bei uns zustande. 

(3) An Abbildungen, Zeichnungen, Berechnungen und 
sonstigen Unterlagen behalten wir uns Eigentums- und 
Urheberrechte vor; sie dürfen Dritten ohne unsere 
ausdrückliche schriftliche Zustimmung (Textform gemäß § 
126 b BGB genügt) nicht zugänglich gemacht werden. Sie 
sind ausschließlich für die Fertigung auf Grund unserer 
Bestellung zu verwenden; nach Abwicklung der Bestellung 
sind sie uns unaufgefordert zurückzugeben. Dritten 
gegenüber sind sie geheim zu halten, insoweit gilt 
ergänzend die Regelung von § 13 Abs. 9. 

(4) Jede Bestellung ist im gesamten Schriftwechsel getrennt 
zu behandeln. Alle Auftragsbestätigungen, Lieferscheine 
und Rechnungen sind mit der von uns vorgegebenen 
Bestellnummer sowie – soweit vergeben – der Bestell-
beleg Nummer zu versehen. 

 
§ 3 Preise, Zahlungsbedingungen 

(1) Der in der Bestellung ausgewiesene Preis ist ein 
Festpreis und bindend. Maßgebend für die Einhaltung der 
Liefertermine und der Lieferfristen ist der Eingang der 
Ware bei uns. Mangels abweichender schriftlicher 
Vereinbarung (Textform gemäß § 126 b BGB genügt) 
schließt der Preis Lieferung „frei Haus“, einschließlich 
Verpackung ein. Ist keine andere Vereinbarung in Text- 
oder Schriftform getroffen, verstehen sich die Preise 

geliefert verzollt (DDP – delivered duty paid, Incoterms 
2020) an die Lieferanschrift von uns, einschließlich 
Verpackung und eventueller Haftpflichtversicherung. Wir 
haben im Falle der Lieferung DDP (Incoterms 2020) oder 
für den Fall, dass wir die Transportkosten übernehmen, 
jederzeit das Recht, auf eine Lieferung FCA (Incoterms 
2020) umzustellen, wobei die Transportkosten vom 
Lieferpreis entsprechend abzuziehen sind. Übernehmen 
wir die Transportkosten, so ist der Lieferant verpflichtet, 
die für uns günstigsten und geeignetsten handelsüblichen 
Versand- und Verpackungsmöglichkeiten zu wählen, es 
sei denn wir machen im Falle der Übernahme der 
Versandkosten von unserem Recht Gebrauch, 
Versandweg und Transportkosten vorzuschreiben.  

(2) Eine Über- oder Unterschreitung der im Auftrag 
genannten Mengen berechtigt zu keiner Preiserhöhung bzw. 
Nachforderung. Die Mengen sind für uns freibleibend. 
Etwaige Lohn- und/oder Materialpreiserhöhungen sind vor 
Angebotsabgabe mit zu berücksichtigen und können nicht zu 
nachträglichen Preisanpassungen führen. Die Rückgabe der 
Verpackung bedarf besonderer Vereinbarung. 
(3) Die gesetzliche Mehrwertsteuer ist im Preis enthalten. 
(4) Rechnungen können wir nur bearbeiten, wenn diese – 
entsprechend den Vorgaben in unserer Bestellung – die dort 
ausgewiesene Bestellnummer angeben; für alle wegen 
Nichteinhaltung dieser Verpflichtung entstehenden Folgen ist 
der Lieferant verantwortlich, soweit er nicht nachweist, dass er 
diese nicht zu vertreten hat. 
(5) Wir bezahlen, sofern nichts anderes schriftlich (Textform 

gemäß § 126 b BGB genügt) vereinbart ist, den Kaufpreis 
innerhalb von 30 Tagen, gerechnet ab Lieferung und 
Rechnungserhalt, mit 3% Skonto oder innerhalb von 
60 Tagen nach Rechnungserhalt netto. Maßgeblich ist der 
Zeitpunkt der Überweisung durch uns. Mit der Zahlung ist 
weder eine Anerkennung der Erfüllung noch ein Verzicht 
auf Gewährleistung verbunden. Bei Annahme verfrühter 
Lieferungen richtet sich die Fälligkeit des Preises nach 
dem vereinbarten Liefertermin. 

(6) Die Zahlung erfolgt unter dem Vorbehalt der 
Rechnungsprüfung. 

(7) Aufrechnungs- und Zurückbehaltungsrechte stehen uns 
in gesetzlichem Umfang zu. Die Abtretung von 
Forderungen gegen uns ist nur mit unserer schriftlichen 
Zustimmung (Textform gemäß § 126 b BGB genügt) 
wirksam. 

(8) Jeder verlängerte oder erweiterte Eigentumsvorbehalt ist 
ausdrücklich ausgeschlossen. 

 
§ 4 Lieferzeit, Lieferverzug 

(1) Die in der Bestellung angegebene Lieferzeit ist bindend. 
Genannte Liefertermine sind Fixtermine. 

(2) Der Lieferant ist verpflichtet, uns unverzüglich schriftlich 
(Textform gemäß § 126 b BGB genügt) in Kenntnis zu 
setzen, wenn Umstände eintreten oder ihm erkennbar 
werden, aus denen sich ergibt, dass die bedungene 
Lieferzeit nicht eingehalten werden kann. Hierdurch wird 
die Verpflichtung des Lieferanten zur termingerechten 
Lieferung und zur Übernahme des Beschaffungsrisikos 
nicht berührt. 

(3) Im Falle des Lieferverzuges sind wir berechtigt, 
pauschalierten Verzugsschaden in Höhe von 1% des 
Lieferwertes pro vollendete Woche zu verlangen, jedoch 
nicht mehr als 5%; weitergehende gesetzliche Ansprüche 
(Rücktritt und Schadensersatz statt der Leistung) bleiben 
vorbehalten. Dem Lieferanten steht das Recht zu, uns 
nachzuweisen, dass infolge des Verzugs gar kein oder ein 
wesentlich niedrigerer Schaden entstanden ist. 
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(4) Zur Entgegennahme von Teilleistungen sind wir nicht 
verpflichtet. Wir können nach der Bewirkung von 
Teilleistungen durch den Lieferanten, nach erfolgloser 
angemessener Frist zur Leistung der gesamten 
Liefermenge, diese als nicht geschuldet zurückweisen. 

(5) Ist der Lieferant verpflichtet, uns mehrfach mit den 
Liefergegenständen zu beliefern und überschreitet der 
Lieferant die vereinbarten Liefertermine bei zwei 
Lieferungen/Teillieferungen, so sind wir berechtigt, einen 
etwaigen, zwischen den Parteien bestehenden 
Rahmenvertrag über die Belieferung aus wichtigem Grund 
zu kündigen. Dabei gilt die Beanstandung der ersten 
Terminüberschreitung durch uns als Abmahnung, die 
wegen der weiteren Terminüberschreitung erfolglos 
geblieben ist. Hiervon unberührt bleibt unser Recht, 
sämtliche Rechte, die uns wegen der Termin-
überschreitung der jeweiligen Einzellieferung zustehen, 
geltend zu machen. Besteht zwischen uns und den 
Lieferanten dagegen kein Rahmenvertrag in den 
vorstehenden Fällen, so sind wir bei zweimaliger 
Terminüberschreitung zum Rücktritt bezüglich der noch 
ausstehenden Lieferungen/Teillieferungen berechtigt, 
auch wenn die Verzögerung vom Lieferanten nicht zu 
vertreten war. Weitergehende Rechte von uns bleiben 
auch bei Erklärung des Rücktritts unberührt. 

 
§ 5 Höhere Gewalt 

(1) Ereignisse, höhere Gewalt, Streik und Aussperrung bei 
uns oder im Bereich unserer Zulieferbetriebe, die zu einer 
Einstellung oder Einschränkung unserer Produktion führen 
und die trotz der nach den Umständen zumutbaren 
Sorgfalt nicht abgewendet werden können, berechtigen 
uns, die Abnahme und die Zahlung für die Dauer der 
Behinderung sowie einer angemessenen Anlaufzeit 
hinauszuschieben. Unter ein entsprechendes Ereignis 
bzw. höhere Gewalt im Sinne des vorstehenden § 5 Abs. 
1 S. 1 fallen insbesondere auch Pandemien wie 
beispielsweise die Corona-Pandemie und deren 
Auswirkungen. 

(2) Verschiebt sich in den oben genannten Fällen die 
Abnahme und verlängert sich die Zahlungsfrist, so 
entfallen etwaige Schadensersatzansprüche des 
Lieferanten. Hierauf können wir uns jedoch nur dann 
berufen, wenn wir den Lieferanten in einer diesen 
Umständen entsprechenden Frist informieren. 

(3) Wenn diese Behinderung weniger als zwei Monate 
andauert, so kann der Lieferant vom Vertrag nicht 
zurücktreten, sofern wir nach Ablauf der 2-Monats-Frist 
die Liefergegenstände abnehmen. Dauert die 
Behinderung länger als zwei Monate, so ist der Lieferant 
nach angemessener Fristsetzung berechtigt, hinsichtlich 
des noch nicht erfüllten und von uns noch nicht bezahlten 
Teils vom Vertrag zurückzutreten. 

 
§ 6 Gefahrenübergang, Dokumente 

(1) Die Lieferung hat, sofern nichts anderes schriftlich 
(Textform gemäß § 126 b BGB genügt) vereinbart ist, frei 
Haus zu erfolgen. Der Lieferant trägt die Gefahr bis zur 
Anlieferung des Liefergegenstandes an die angegebene 
Versandadresse (Erfüllungsort), auch wenn wir im 
Einzelfall aufgrund besonderer Vereinbarung den 
Transport und/oder die Transportversicherung 
übernehmen. 

(2) Der Lieferant ist verpflichtet, auf allen Versandpapieren 
und Lieferscheinen exakt unsere Bestellnummer 
anzugeben; unterlässt er dies, so sind die dadurch 

entstehenden Verzögerungen in der Bearbeitung nicht von 
uns zu vertreten. 

 
§ 7 Qualität, Ausführung, Sicherheit 

(1) Der Lieferant hat für seine Lieferung die anerkannten 
Regeln der Technik, der Sicherheitsvorschriften und die 
vereinbarten technischen Daten einzuhalten. Die 
Lieferungen und Leistungen müssen insbesondere den 
geltenden Unfallverhütungsvorschriften und 
Sicherheitsempfehlungen der Fachverbände entsprechen 
sowie für unseren, dem Lieferanten bekannten, 
Verwendungszweck geeignet sein. Wird auf Normen 
Bezug genommen, gelten diese ebenso wie die 
gesetzlichen Vorschriften als Mindestanforderungen. 
Einschlägige Bescheinigungen, Prüfzeugnisse und 
Nachweise sind kostenlos mitzuliefern. Lieferungen und 
Leistungen sind stets umweltverträglich und recyclingfähig 
auszuführen, verbotene Stoffe dürfen nicht eingesetzt 
werden. Änderungen des Liefergegenstandes oder eines 
freigegebenen Produktionsprozesses, bzw. dessen 
Verlagerung an einen anderen Standort, bedürfen der 
vorherigen schriftlichen Zustimmung (Textform gemäß § 
126 b BGB genügt) von uns. 

(2) Der Lieferant erkennt die Inhalte unseres Code of 
Conduct in der jeweils gültigen Fassung (jederzeit 
ersichtlich und abrufbar unter www.schaufler.de) an und 
verpflichtet sich, deren Einhaltung sicherzustellen.  

(3) Soweit der Lieferant von uns Zeichnungen, Muster oder 
sonstige Vorschriften erhalten hat, verpflichtet er sich, 
dass er diese in Bezug auf die Art, Beschaffenheit und 
Ausführung des Liefergegenstandes einhält. Bedenken 
des Lieferanten gegen unsere Vorgaben sind uns 
unverzüglich vor der Ausführung mitzuteilen. Herstellung 
und Lieferung dürfen in diesem Fall erst nach weiteren 
Anweisungen von uns erfolgen. 

(4) Die von uns bestellten Mengeneinheiten sind 
Bruttomengen. Der Zuschuss ist darin bereits enthalten. 
Darüberhinausgehende Überlieferungen sind nur mit 
unserer ausdrücklichen Genehmigung möglich. 

(5) Soweit Behörden oder Kunden von uns zu einer Prüfung 
bestimmter Anforderungen Einblick in unseren 
Produktionsablauf oder unsere Produktionsunterlagen 
verlangen, erklärt sich der Lieferant bereit, ihm in seinem 
Betrieb die gleichen Rechte einzuräumen und dabei jede 
zumutbare Unterstützung zu geben. Darüber hinaus hat 
der Lieferant sicherzustellen, dass diese Rechte den 
Behörden, uns oder Kunden von uns auch gegenüber 
Sublieferanten des Lieferanten eingeräumt werden. 

 
§ 8 Voraussetzungen für die Einsetzung von 

Sublieferanten oder Nachunternehmer 
 

(1) Alle von uns bestellten Leistungen sind – sofern der 
durch den Lieferanten vertraglich zu erbringenden 
Leistung ein dienst-, werk- oder werklieferungs-
vertraglicher Charakter zukommt – vom Lieferanten selbst 
bzw. mit eigenen, fest und damit abhängig angestellten 
Mitarbeitern auszuführen. Der Einsatz von Sublieferanten 
oder Nachunternehmern muss im Vorfeld vom Lieferanten 
schriftlich (Textform gemäß § 126 b BGB genügt) 
angekündigt werden und ist sodann nur mit unserer 
vorherigen Zustimmung zulässig. Dies gilt für sämtliche 
Fälle, in denen der Lieferant die uns gegenüber zu 
erbringenden dienst-, werk- oder werklieferungs-
vertraglichen Leistungen ganz oder teilweise an Dritte 
überträgt bzw. untervergibt. Über eine solche Zustimmung 
zur Einsetzung eines Sublieferanten oder 



3 / 4 

 

Nachunternehmers entscheiden wir nach freiem 
Ermessen, wir können diese von Auflagen und 
Bedingungen abhängig machen. Die fachliche Eignung 
sowie eine ausreichende Bonität des Sublieferanten bzw. 
Nachunternehmers sind vom Lieferanten nachzuweisen. 
Der Lieferant hat rechtzeitig alle zur Leistungserbringung 
und Prüfung der Eignung notwendigen und bedeutsamen 
Informationen einzuholen. 

(2) Im Falle der Einschaltung eines Sublieferanten oder 
Nachunternehmers im Sinne des vorstehenden § 8 Abs. 1 
gilt hinsichtlich der Vertraulichkeit und Geheimhaltung 
§ 14 Abs. 11 dieser Allgemeinen Einkaufsbedingungen. 

 
§ 9 Abnahme, Mängeluntersuchung, Mängelhaftung 

(1) Sofern der durch den Lieferanten vertraglich zu 
erbringenden Leistung werkvertraglicher Charakter 
zukommt, ist die Leistung (Produkt) nach deren 
Fertigstellung, durch uns, durch entsprechende Erklärung, 
förmlich abzunehmen. Fiktive und konkludente Abnahmen 
sind ausgeschlossen. Teilabnahmen erfolgen auch bei in 
sich abgeschlossenen Teilleistungen nicht. 

(2) Der Lieferant übernimmt die Gewähr, dass der 
Liefergegenstand in allen Teilen den anerkannten und 
jeweils geltenden Regeln der Technik entspricht. Für 
elektrische Teile gelten die VDE-Vorschriften. 

(3) Wir sind verpflichtet, die Ware innerhalb angemessener 
Frist auf etwaige Qualitäts- und Quantitätsabweichungen 
zu prüfen; die Rüge ist rechtzeitig, sofern sie innerhalb 
einer Frist von 5 Arbeitstagen, gerechnet ab Wareneingang 
oder bei versteckten Mängeln ab Entdeckung, beim 
Lieferanten eingeht. 

(4) Die vor der Feststellung der Mängel etwa erfolgte 
Zahlung des Kaufpreises stellt keine Anerkennung dar, 
dass die Ware frei von Mängeln ist und vorschriftsmäßig 
geliefert wurde. 

(5) Die gesetzlichen Mängelansprüche stehen uns ungekürzt 
zu; in jedem Fall sind wir berechtigt, vom Lieferanten nach 
unserer Wahl Mangelbeseitigung oder Lieferung einer 
neuen Sache zu verlangen. Das Recht auf Schadensersatz, 
insbesondere das auf Schadensersatz statt der Leistung, 
bleibt ausdrücklich vorbehalten. 

(6) Wir sind berechtigt, auf Kosten des Lieferanten, die 
Mängelbeseitigung selbst vorzunehmen, wenn der 
Lieferant mit der Nacherfüllung in Verzug ist. 

(7) Die Verjährungsfrist beträgt 36 Monate, gerechnet ab 
Gefahrenübergang, soweit nicht die zwingenden 
Bestimmungen der §§ 478, 479 BGB eingreifen. 

(8) Im Fall eines Verbrauchsgüterkaufs bleiben die 
Bestimmungen der §§ 478, 479 BGB unberührt. 

 
§ 10 Kündigungsrecht 

(1) Ist ein Kaufvertrag über vertretbare Sachen im Sinne 
des § 651 BGB gegeben, so sind wir bis zur Vollendung 
der Herstellung bzw. Erzeugung der Sache jederzeit 
berechtigt den Vertrag zu kündigen. In diesem Fall hat der 
Lieferant einen Anspruch auf Vergütung seiner bisherigen 
Leistungen sowie auf den Geschäftsgewinn unter 
Anrechnung der seinerseits durch die Aufhebung des 
Vertrags ersparten Aufwendungen oder durch 
anderweitige Verwendung seiner Arbeitskraft erworbenen 
Erwirtschaftungen. 

 
§ 11 Produkthaftung, Freistellung, 

Haftpflichtversicherungsschutz 
(1) Soweit der Lieferant für einen Produktschaden 

verantwortlich ist, ist er verpflichtet, uns insoweit von 
Schadensersatzansprüchen Dritter auf erstes Anfordern 

freizustellen, als die Ursache in seinem Herrschafts- und 
Organisationsbereich gesetzt ist und er im Außenver-
hältnis selbst haftet. 

(2) In Rahmen seiner eigenen Haftung für Schadensfälle im 
Sinne von Abs. 1 ist der Lieferant auch verpflichtet, uns 
etwaige Aufwendungen gemäß §§ 683, 670 BGB oder 
gemäß §§ 830, 840, 426 BGB zu erstatten, die sich aus 
oder im Zusammenhang mit einer von uns rechtmäßig 
durchgeführten Rückrufaktion ergeben. Über Inhalt und 
Umfang einer solchen Rückrufmaßnahme werden wir den 
Lieferanten – soweit möglich und zumutbar – rechtzeitig 
im Voraus unterrichten und ihm Gelegenheit zur 
Stellungnahme geben.  

(3) Die erforderliche Unterrichtung der jeweils zuständigen 
Behörde nach den Vorschriften des ProdSG übernehmen 
wir in Abstimmung mit dem Lieferanten. 

(4) Der Lieferant verpflichtet sich, eine Produkthaft-
pflichtversicherung mit einer Deckungssumme von 5 Mio. € 
pro Personenschaden/Sachschaden – pauschal – zu 
unterhalten; stehen uns weitergehende Schadens-
ersatzansprüche zu, so bleiben diese unberührt. Auf unser 
Verlangen hat der Lieferant den Abschluss dieser 
Versicherung unverzüglich nachzuweisen. 

 
§ 12 Ersatzteilbelieferung 

(1) Der Lieferant verpflichtet sich, uns während der Zeit der 
durchschnittlichen Lebensdauer des gelieferten Produkts 
mit allen Einzelteilen zu beliefern. 

(2) Der Preis für ein Ersatzteil darf nicht höher sein, als der 
Preis für ein entsprechendes Teil auf dem freien Markt. 

(3) Wurde die Ersatzteilproduktion nach Ablauf der in Abs. 1 
genannten Zeit eingestellt, so verpflichtet sich der 
Lieferant, auf Anforderung gegen ein angemessenes 
Entgelt Konstruktionsunterlagen und Zeichnungen an uns 
herauszugeben. Wir verpflichten uns, diese Unterlagen 
keinen Dritten zugänglich zu machen. 

(4) Der Lieferant verpflichtet sich, uns mindestens 3 Monate 
vor Einstellung der Herstellung eines von uns bezogenen 
Produktes schriftlich (Textform gemäß § 126 b BGB 
genügt) zu unterrichten. 

 
§ 13 Schutzrechte 

(1) Der Lieferant gewährleistet, dass im Zusammenhang mit 
seiner Lieferung keine Rechte Dritter innerhalb der 
Bundesrepublik Deutschland verletzt werden. 

(2) Werden wir von einem Dritten dieserhalb in Anspruch 
genommen, so ist der Lieferant verpflichtet, uns auf erstes 
schriftliches (Textform gemäß § 126 b BGB genügt) 
Anfordern von diesen Ansprüchen freizustellen. Bei 
Schadensersatzansprüchen des Dritten bleibt dem 
Lieferanten der Nachweis vorbehalten, dass er die 
Verletzung der Rechte des Dritten nicht verschuldet hat. 

(3) Wir sind nicht berechtigt, mit dem Dritten – ohne 
Zustimmung des Lieferanten – irgendwelche 
Vereinbarungen zu treffen, insbesondere einen Vergleich 
abzuschließen. 

(4) Die Freistellungspflicht des Lieferanten bezieht sich auf 
alle Aufwendungen, die uns aus oder im Zusammenhang 
mit der Inanspruchnahme durch einen Dritten 
notwendigerweise erwachsen. 

(5) Die Verjährungsfrist beträgt 36 Monate, gerechnet ab 
Gefahrenübergang. 

 
§ 14 Eigentumsvorbehalt, Beistellung, Werkzeuge, 

Geheimhaltung 
(1) Sämtliche Unterlagen oder Gegenstände, die wir dem 

Lieferanten zur Angebotsabgabe oder zur Durchführung 
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eines Auftrags überlassen, dürfen nur für die Bearbeitung 
der von uns bestellten Waren und nicht für andere Zwecke 
verwendet, vervielfältigt oder Dritten zugänglich gemacht 
werden. Sie müssen mit dem Hinweis „Eigentum 
Schaufler Tooling GmbH & Co. KG“ gekennzeichnet 
werden. Wir behalten uns zudem sämtliche 
Urheberrechte, gewerbliche Schutzrechte, Patente, 
Gebrauchsmuster etc. vor. 

(2) Sofern wir Teile beim Lieferanten beistellen, behalten wir 
uns hieran das Eigentum vor. Verarbeitung oder 
Umbildung durch den Lieferanten werden für uns 
vorgenommen. Wird unsere Vorbehaltsware mit anderen, 
uns nicht gehörenden Gegenständen verarbeitet, so 
erwerben wir das Miteigentum an der neuen Sache im 
Verhältnis des Wertes unserer Sache (Einkaufspreis 
zuzüglich MwSt.) zu den anderen verarbeiteten 
Gegenständen zur Zeit der Verarbeitung. 

(3) Wird die von uns beigestellte Sache mit anderen, uns 
nicht gehörenden Gegenständen untrennbar vermischt, so 
erwerben wir das Miteigentum an der neuen Sache im 
Verhältnis des Wertes der Vorbehaltssache (Einkaufspreis 
zuzüglich MwSt.) zu den anderen vermischten 
Gegenständen zum Zeitpunkt der Vermischung. Erfolgt die 
Vermischung in der Weise, dass die Sache des Lieferanten 
als Hauptsache anzusehen ist, so gilt als vereinbart, dass 
der Lieferant uns anteilmäßig Miteigentum überträgt; der 
Lieferant verwahrt das Alleineigentum oder das 
Miteigentum für uns. 

(4) An Werkzeugen behalten wir uns das Eigentum vor; der 
Lieferant ist weiter verpflichtet, die Werkzeuge 
ausschließlich für die Herstellung der von uns bestellten 
Waren einzusetzen. Der Lieferant ist verpflichtet, die uns 
gehörenden Werkzeuge zum Neuwert auf eigene Kosten 
gegen Feuer-, Wasser- und Diebstahlsschäden zu 
versichern. Gleichzeitig tritt der Lieferant uns schon jetzt 
alle Entschädigungsansprüche aus dieser Versicherung 
ab; wir nehmen die Abtretung hiermit an. Der Lieferant ist 
verpflichtet, an unseren Werkzeugen etwa erforderliche 
Wartungs- und Inspektionsarbeiten sowie alle 
Instandhaltungs- und Instandsetzungsarbeiten auf eigene 
Kosten rechtzeitig durchzuführen. Etwaige Störfälle hat er 
uns sofort anzuzeigen; unterlässt er dies schuldhaft, so 
bleiben Schadensersatzansprüche unberührt. 

(5) Soweit die uns gemäß Abs. 1 und/oder Abs. 2 
zustehenden Sicherungsrechte den Einkaufspreis aller 
unserer noch nicht bezahlten Vorbehaltswaren um mehr 
als 10% übersteigen, sind wir auf Verlangen der 
Lieferanten zur Freigabe der Sicherungsrechte nach 
unserer Wahl verpflichtet. 

(6) Der Lieferant verpflichtet sich, die durch uns gelieferten 
und beigestellten Werkzeuge auf eigene Kosten zum 
Neuwert zu versichern und tritt uns alle 
Entschädigungsansprüche gegen den Versicherer ab; wir 
nehmen die Abtretung hiermit an. Auf Verlangen 
unsererseits hat der Lieferant einen entsprechenden 
Versicherungsabschluss nachzuweisen. 

(7) Unterlagen aller Art, die wir dem Lieferanten zur 
Verfügung stellen, wie Muster, Zeichnungen, Modelle und 
dergleichen sind auf unser Verlangen kostenlos 
zurückzusenden. 

(8) Formen, Modelle, Betriebsmittel usw. dürfen nur mit 
unserer schriftlichen Zustimmung vernichtet werden. Der 
Lieferant ist verpflichtet, in regelmäßigen Abständen, 
sowie jederzeit auf unser Verlangen hin, eine Aufstellung 
der Fertigungsmittel, an denen uns Eigentum oder 
Miteigentum zusteht, zuzuleiten. 

(9) Der Lieferant ist verpflichtet, alle erhaltenen Abbildungen, 
Zeichnungen, Berechnungen, Programme, Daten und 
sonstigen Unterlagen und Informationen strikt geheim zu 
halten. Dritten dürfen sie nur mit unserer ausdrücklichen 
Zustimmung offengelegt und/oder an Dritte weitergegeben 
werden. Die Geheimhaltungsverpflichtung gilt auch nach 
Abwicklung dieses Vertrages. Sie erlischt aber, wenn und 
soweit, dies in den überlassenen Abbildungen, 
Zeichnungen, Berechnungen und sonstigen Unterlagen 
enthaltene Fertigungswissen allgemein bekannt geworden 
ist oder dem Lieferanten nachweislich schon im Zeitpunkt 
der Mitteilung im Sinn von Satz 1 bekannt war. 

(10) Teile, die wir in Zusammenarbeit mit dem Lieferanten 
entwickelt oder weiterentwickelt haben, dürfen vom 
Lieferanten nur mit schriftlicher (Textform gemäß § 126 b 
BGB genügt) Zustimmung von uns an Dritte geliefert 
werden. 

(11) Soweit der Lieferant Sublieferanten zur Erfüllung seiner 
Lieferverpflichtung gegenüber uns einschaltet, hat er 
sicherzustellen, dass diese ebenfalls im Umfang des § 14 
Abs. 9 und Abs. 10 dieser Einkaufsbedingungen zur 
Geheimhaltung verpflichtet sind. Soweit von uns 
gewünscht, hat der Lieferant uns eine entsprechende 
schriftliche Vereinbarung (Textform gemäß § 126 b BGB 
genügt) mit dem Sublieferanten vorzulegen. 

 
§ 15 Gerichtsstand, Erfüllungsort 

(1) Es findet, auch im Rechtsverkehr mit ausländischen 
Lieferanten, auf die Einkaufsbedingungen und die 
gesamten Rechtsbeziehungen zwischen uns und dem 
Lieferanten ausschließlich deutsches Recht, unter 
Ausschluss des Rechts der Vereinten Nationen, über den 
internationalen Warenkauf (CISG) Anwendung. 

(2) Sofern der Lieferant Kaufmann ist, ist unser 
Geschäftssitz Gerichtsstand; wir sind jedoch berechtigt, 
den Lieferanten auch an seinem Wohnsitzgericht zu 
verklagen. 

(3) Sofern sich aus der Bestellung nichts anderes ergibt, ist 
unser Geschäftssitz Erfüllungsort. 

(4) Mit der Speicherung personenbezogener Daten im 
Rahmen unserer Geschäftsverbindung erklärt sich der 
Lieferant automatisch einverstanden. Die Aushändigung 
und/oder Bekanntmachung dieser Bedingungen gilt als 
Benachrichtigung im Sinne des Bundesdatenschutz-
gesetzes. 

(5) Sollte eine Bestimmung dieser Allgemeinen Einkaufs-
bedingungen unwirksam sein oder werden, bleibt die 
Rechtswirksamkeit der übrigen Bestimmungen hiervon 
unberührt. Anstelle einer unwirksamen Bestimmung gilt 
eine wirksame Bestimmung als vereinbart, die dem 
wirtschaftlichen Zweck der unwirksamen Bestimmung am 
nächsten kommt. 

 


